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Pflege und Gesundheit
in Niedersachsen



Liebe Leserinnen, liebe Leser,
als Bundestagsabgeordnete bin ich oft in Nieder-
sachsen unterwegs. Und als Sprecherin für Pflege-
politik der Bundestagsfraktion DIE LINKE treffe ich 
auf meinen Pflegetouren viele Menschen, die jeden 
Tag für die Pflege und Gesundheit in unserem Land 
arbeiten. Und die dafür kämpfen, dass die Gesund-
heitsversorgung in jeder Region besser wird – von 
Cuxhaven bis Staufenberg. Sie sind diejenigen, die 
jeden Tag versuchen, in einem kaputten System 
eine gute Pflege zu gewährleisten – von Schnacken-
burg bis Wielen.
Denn im reichen Deutschland wird massiv an der 
Gesundheitsversorgung gespart. Pflegekräfte wer-
den in vielen Krankenhäusern und Pflegeeinrichtun-
gen immer noch vor allem als Kostenträger gesehen, 
die wegrationalisiert werden müssen, um Erfolg zu 
haben. Der Pflegenotstand zwingt die Verantwort-

lichen nun zum Umlenken, zumindest rhetorisch. 
Plötzlich werden die Pflegekräfte, Hebammen und 
Therapeutinnen und Therapeuten in den Himmel 
gepriesen. Aber die Arbeitsbedingungen und Löhne 
ändern sich immer noch nicht oder nur zu langsam.
Die wichtige Arbeit in der Geburtshilfe kann man 
aber nicht mit Sonntagsreden erhalten, wenn gleich-
zeitig landauf landab die Kreißsäle geschlossen wer-
den. Therapeutinnen und Therapeuten fühlen sich 
nicht wertgeschätzt, weil ein Politiker gerade mal 
wieder ihre Arbeit lobt und vor Versorgungsengpäs-
sen warnt, sie selbst aber für ihre Ausbildung bezah-
len sollen. Pflegefachkräfte leisten jeden Tag einen 
Knochenjob, da braucht es als Anerkennung deut-
lich mehr als einen warmen Händedruck und eine 
Schachtel Pralinen. Von auskömmlichen Löhnen, 
die auch den Wert der verantwortungsvollen Arbeit 



widerspiegeln, sind wir in der Pflege noch weit 
entfernt. Und in Niedersachsen ist es besonders 
schlimm: Der ohnehin schlechte Durchschnittslohn 
einer Altenpflegefachkraft liegt in keinem anderen 
Westbundesland so niedrig wie hier.
Doch ein Umdenken, ein Politikwechsel ist möglich. 
Er ist auch dringend nötig. Wir müssen wegkommen 
von einer Gesundheitsfinanzierung, bei der Men-
schen nur als Kosten wahrgenommen werden und 
Gesundheit zur Ware verkommt. Wir brauchen eine 
Gesundheitsversorgung, bei der Patientinnen und 
Patienten, Menschen mit Pflegebedarf und ihre An-
gehörigen sowie die Beschäftigten der Branche mit 
ihren Bedürfnissen und ihrem Bedarf im Mittelpunkt 
stehen. Dafür stehe ich ein und dafür kämpft die 
Partei DIE LINKE mit voller Überzeugung. Ich möch-
te Sie ermuntern, sich in diesen Kampf für eine soli-

darische Gesundheitsversorgung einzumischen und 
uns zu unterstützen.
Ob in Berlin, in Hannover, Wolfsburg, Aurich, 
Schwarmstedt oder Bevern – nur gemeinsam wer-
den wir dieses System ins Wanken bringen. Mit die-
ser Broschüre möchte ich einige Schlaglichter auf 
Entwicklungen im Bereich Gesundheit und Pflege 
lenken, die ich nicht hinnehmen möchte. Und ich 
möchte Sie einladen, gemeinsam mit mir und der 
Partei DIE LINKE wichtige Veränderungen für die 
Gesundheit von uns allen voranzutreiben, in Ihrem 
Landkreis, Ihrer Kommune, Ihrer Region.

Herzlich, Ihre 

Pia Zimmermann



Vertraute Umgebung, geschätzte Menschen, lieb 
gewonnene Rituale – besonders wenn sich ein Pfle-
gebedarf einstellt, möchten viele Menschen lieber 
zu Hause bleiben. Mehr als zwei Drittel aller Men-
schen mit Pflegebedarf werden zu Hause gepflegt, 
knapp die Hälfte von ihnen allein durch Angehöri-
ge. Die anderen bekommen Unterstützung von den 
mehr als 30.000 Beschäftigten in ambulanten Pfle-
gediensten, die es alleine in Niedersachsen gibt. Da-
mit stimmt der Ausspruch von der Familie als „größ-
ter Pflegedienst der Nation“. Um es genau zu sagen, 
sind die Frauen in den Familien der größte Pflege-
dienst. Denn wie in allen Bereichen der unbezahlten 
Sorgearbeit wird die Pflegearbeit vor allem durch 
Ehefrauen, Töchter und Schwiegertöchter getragen. 
Die ambulante Pflege zu organisieren, wird immer 
schwerer. Pflegedienste haben schon seit Jahren 
Schwierigkeiten, Pflegekräfte zu finden. Das liegt 
nicht zuletzt auch daran, dass die Gehälter in der 
ambulanten Pflege noch geringer ausfallen als die 
Pflegegehälter in den Krankenhäusern. Dazu kommt 
die schlechte Zahlungsmoral der Krankenkassen. 
Zwar dürfen Kranken- und Pflegeversicherungen 
die Bezahlung von Tariflöhnen nicht als „unwirt-
schaftlich“ ablehnen. Aber genau das geschieht 
immer wieder. Vertreter*innen der Caritas Nieder-
sachen haben im März 2019 erläutert, dass nur etwa 
15 Prozent der Betriebe Tariflohn zahlen. Die Pflege-
unternehmen, die nicht nur eine gute Pflege leisten 
wollen, sondern auch ihrer Verantwortung für die 
Beschäftigten nachkommen, werden durch die Wei-
gerung der Krankenkassen in den finanziellen Ruin 
getrieben.  Da ist es kein Wunder, dass immer mehr 

Stellen unbesetzt bleiben und dadurch immer mehr 
Pflegedienste Hilfesuchende abweisen müssen. Und 
das mittlerweile sogar in den Ballungszentren, vom 
ländlichen Raum ganz zu schweigen. Dort kommen 
zu den allgemeinen Problemen in der häuslichen 
Pflege lange Anfahrtswege hinzu, die die Wirtschaft-
lichkeit der Betriebe zusätzlich gefährden.
Keinen Pflegedienst mehr zu finden, stellt Familien, 
in denen Menschen Pflegebedarf haben, vor schier 
unlösbare Aufgaben: Sollen Angehörige eine Auszeit 
vom Beruf nehmen oder ihn sogar ganz kündigen? 
Schließlich bedeutet die häusliche Pflege für die so-
genannte Hauptpflegeperson im Durchschnitt einen 
Arbeitsaufwand von mehr als 50 Stunden in der 
Woche. Muss ein Mensch mit Pflegebedarf gegen 
seinen Willen das Zuhause verlassen und ins Heim? 
Was bedeutet das für das Familiengefüge? Und das 
alles muss in einer ohnehin emotional belastenden 
Situation geklärt werden.
DIE LINKE fordert deshalb eine klare Aufwertung 
der ambulanten Pflege und unterstützt Bestrebun-
gen nach gesetzlichen Regelungen für eine gute am-
bulante pflegerische Versorgung. Gute Pflege muss 
überall möglich und erreichbar sein, zu Hause, in 
der stationären Einrichtung und im Krankenhaus. 
Und dazu gehören gute Arbeitsbedingungen und 
tarifliche Bezahlung für die Pflegekräfte. Die Wahl-
freiheit der Menschen mit Pflegebedarf für ihre Ver-
sorgung muss gewährleistet sein.

Auch daheim gut versorgt?

Pflegende Angehörige brauchen Unterstützung





Risiko Schwangerschaft

Junge Familien bei der Geburt besser unterstützen

Die Schwangerschaft ist eine Zeit der wechselvol-
len Gefühle: Freude, Sorgen, Neugier und Ängste 
beschäftigen werdende Eltern. Dabei brauchen sie 
Unterstützung und die ist immer schwerer zu be-
kommen. Nur noch 71 Kliniken in Niedersachsen 
bieten überhaupt Geburtshilfe an – und das bei 
stetig steigenden Geburtszahlen. Der Abbau der 
Geburtsstationen geht rasant: Im Jahr 2012 konn-
ten Schwangere noch in 85 Kliniken entbinden. In 
einigen Landkreisen, wie beispielsweise Diepholz, 
gibt es überhaupt keine Geburtsklinik mehr. Schnell 
wird klar, dass die sogenannten „Boardinghäuser“ 
nur die Spitze des Eisbergs sind. Dort warten die 
Schwangeren der friesischen Inseln, auf denen es 
seit Jahren keine Möglichkeit einer klinischen Ge-
burt mehr gibt, schon Wochen vor dem errechneten 
Entbindungstermin auf das Einsetzen der Wehen. 
Wie sie in der Zeit ihr restliches Leben organisieren, 
ihre älteren Kinder betreuen, eventuell Angehörige 
pflegen oder einfach nur am Familienleben teilneh-
men – ihr individuelles Problem.
Doch die Probleme beginnen schon lange vor der 
Geburt. Mittlerweile verkünden Schwangere die 
freudige Nachricht nicht mehr zuerst Familien und 
Freunden. Die ersten, die davon erfahren sind die 
vielen Hebammen, die sie unmittelbar nach Fest-
stellen der Schwangerschaft anrufen, um über-
haupt noch einen der begehrten Betreuungsplätze 
zu ergattern oder sich auf eine Warteliste setzen zu 
lassen. Etliche sind über Monate ausgebucht. Das 
freiberufliche Arbeiten in der Geburtshilfe wird im-
mer schwieriger und entwickelt sich zunehmend zu 
einem finanziellen Risiko. Viele Hebammen geben 

ihre Praxen auf weil die Rahmenbedingungen so 
schlecht sind. Die Haftpflichtprämien steigen rapi-
de an, während die Vergütung auf niedrigem Niveau 
stagniert. Dabei werden Hebammen bei steigenden 
Geburtenzahlen dringend gebraucht – und die Be-
treuung steht gesetzlich versicherten Schwangeren 
im Rahmen des Leistungskatalogs zu. Nach Angaben 
des Hebammenverbands Niedersachsen liegt die Un-
terversorgung aber bereits jetzt bei 20 bis 30 Prozent. 
Und sie wird sich noch weiter ausbreiten, da in den 
kommenden Jahren ein Viertel der praktizierenden 
Hebammen das Rentenalter erreicht.
Dabei ist die „Gesundheit rund um die Geburt“ so-
gar offiziell zum nationalen Gesundheitsziel ausge-
rufen worden. Trotzdem kommen von SPD und CDU 
weiterhin nur Sonntagsreden, in denen sie sich über 
steigende Geburtenzahlen freuen. Die Menschen 
bekommen nicht wegen, sondern trotz der Gesund-
heitspolitik im Land erfreulicherweise wieder mehr 
Kinder. Es gibt gute Konzepte, wie die Arbeitsbedin-
gungen in der Geburtshilfe und somit die Situation 
für werdende Mütter und junge Familien verbessert 
werden können. Beispielsweise einen Haftungs-
fonds, wie ihn DIE LINKE fordert, um Hebammen un-
abhängig von privaten Versicherungen zu machen, 
die immer höhere Haftpflichtprämien verlangen. 

„Nur noch 71 Kliniken in 
Niedersachsen bieten 

überhaupt Geburtshilfe an.“





Hausärztin dringend gesucht

Und die Rentenwelle in den Praxen kommt erst noch

Wer in Niedersachsen noch eine Hausärztin oder 
einen Hausarzt in der Nähe hat, kann sich glücklich 
schätzen. Im Jahr 2018 waren 365 Hausarztsitze 
unbesetzt. Besonders abseits der Städte kann die 
Versorgung schon lange nicht mehr gewährleistet 
werden. Dabei ist eine älter werdende Gesellschaft 
darauf angewiesen, dass grundlegende medizini-
sche Behandlung für alle, nah und einfach zu er-
reichen ist. Und der demographische Wandel wird 
das Problem sogar noch verschärfen: In den kom-
menden zehn Jahren wird jeder fünfte Hausarzt be-
ziehungsweise Hausärztin in den Ruhestand gehen. 
Dabei ist es schon jetzt schwer, in den Städten eine 
reibungslose Nachfolge zu regeln. Im ländlichen 
Raum ist es nahezu unmöglich. Ärztinnen und Ärz-
te wollen nicht mehr 60 bis 80 Stunden in der Wo-
che arbeiten und jederzeit für ihre Patientinnen und 
Patienten zur Verfügung stehen. Sie suchen nach 
einem Arbeitsplatz, der mit Familie und Privatleben 
vereinbar ist und bevorzugen immer öfter ein An-
gestelltenverhältnis oder eine Teilzeitstelle. Das be-
deutet auch, dass mehr als ein Arzt oder eine Ärztin 
gebraucht werden, um einen zu ersetzen, der in den 
Ruhestand geht.
Die Telemedizin wird, insbesondere für den ländli-
chen Raum, gern als Lösung der Hausarzt-Probleme 
verkauft. Aber auch in den Städten sollen Menschen 
profitieren, wenn ein Experte oder eine Expertin 
ohne lange Anfahrtswege konsultiert werden kann. 
Telemedizin bedeutet, verkürzt gesagt, ein Video-
telefonat mit dem Arzt oder der Ärztin. Dabei sind 
durchaus einzelne Aspekte der Diagnose möglich, 
aber eine umfassende ärztliche Diagnostik kann der 

Bildschirm niemals ersetzen. 
Deshalb darf die Telemedizin kein Ersatz für Ärztin-
nen und Ärzte vor Ort sein. Zugeschaltete Expertin-
nen und Experten sind für DIE LINKE eine sinnvolle 
Ergänzung und können dazu beitragen, die medi-
zinische Versorgung abzurunden und ihre Qualität 
abzusichern. Sie sind allerdings kein Weg, den Ärz-
temangel, besonders im ländlichen Raum, zu be-
kämpfen.
Hinzu kommt, dass der Ausbau der digitalen Infra-
struktur den Möglichkeiten noch immer hinterher-
hinkt. Solange aber die verantwortlichen Stellen in 
Bund und Land für den Ausbau schneller Breitband-
verbindungen kein Geld in die Hand nehmen und 
diesen immer weiter verschleppen und vor sich her 
schieben, handelt es sich bei all diesen Debatten 
um Telemedizin um pure Luftnummern und Ablen-
kungsmanöver.

„In den kommenden zehn Jah-
ren wird jeder fünfte Hausarzt 
beziehungsweise Hausärztin in 

den Ruhestand gehen.“





Kranke Häuser

Klinikschließungen machen immer längere Wege notwendig

Gute Erreichbarkeit und Wohnortnähe ist bei Kran-
kenhäusern deutlich mehr als nur ein Wohlfühlfak-
tor. Im Notfall kann es entscheidend sein, ob ein An-
fahrtsweg fünf Minuten mehr oder weniger dauert. 
Trotzdem werden die Wege zwischen den Kliniken 
immer länger. Allein in Niedersachsen wurden seit 
Anfang der 1990er-Jahre mehr als 30 Krankenhäu-
ser geschlossen. Als Gründe werden meist die ge-
ringe Auslastung und die damit verbundenen hohen 
Kosten genannt. Denn die Planung orientiert sich 
nicht an einer flächendeckenden Versorgung oder 
am Bedarf, sondern einzig an der Frage, ob Häuser 
wirtschaftlich sind. Deshalb werden oft kleinere Kli-
niken im ländlichen Raum geschlossen.
Und die Menschen können dann sehen wo sie blei-
ben – die Patientinnen und Patienten genauso wie 
die Pflegekräfte. Alle müssen deutlich längere An-
fahrtswege in Kauf nehmen. Genesung in der Nähe 
der Familie, die sich kümmert, oder einen Arbeits-
platz, der gut erreichbar und dadurch familien-
freundlich ist. Diese Argumente zählen gar nichts, 
wenn nur nach den Kosten geschielt wird. 
Verunsicherung ist die Folge, auch weil bei den 
Klinikschließungen nicht mit offenen Karten ge-
spielt wird. So wurde den Anwohnerinnen und An-
wohnern von Zeven monatelang versichert, bei der 
Schließung des Martin-Luther-Krankenhauses im 
Laufe des Jahres 2019 werde der Wegfall der me-
dizinischen Kapazitäten ersetzt. Jetzt bleibt aber 
nur ein Medizinisches Versorgungszentrum. Patien-
tinnen und Patienten, die eine stationäre Behand-
lung benötigen, müssen bis nach Bremervörde. Die 
Schließung des Krankenhauses wurde einfach durch-

gezogen, während die Verhandlungen über das Ver-
sorgungszentrum noch liefen. So schafft man kein 
Vertrauen.
Dabei ist das ein hausgemachtes Problem. Landes-
regierungen verweigern seit Jahren die gesetzlich 
vorgeschriebenen Investitionszahlungen für Kran-
kenhäuser. Lag der Anteil der Investitionskostenfi-
nanzierung durch die Länder gegenüber den Betriebs-
kosten Anfang der 70er Jahre noch bei 25 Prozent, so 
liegt er gegenwärtig bei rund vier Prozent. Deutlicher 
kann man das Wort kaputt-sparen nicht definieren.
Hinzu kommt der eklatante Pflegenotstand, auch 
dieser ist ein hausgemachtes Problem. Nachdem 
jahrelang immer mehr Pflegestellen reduziert wur-
den, ist es nun wenig verwunderlich, dass so viele 
Pflegekräfte ihrem Beruf den Rücken kehren. Jetzt 
können Kliniken Stellen nicht besetzen, obwohl Pfle-
gekosten mittlerweile aus den sogenannten Fallpau-
schalen gelöst sind und Neueinstellungen somit von 
den Krankenkassen refinanziert werden müssen. 
Das beweist, dass DIE LINKE mit ihren Forderungen 
schon immer richtig lag. Das kann aber nur ein Zwi-
schenschritt sein: Wir brauchen eine Rückkehr zur 
kostendeckenden Vergütung von Krankenhausleis-
tungen, nur das ist am Gemeinwohl orientiert.

„Im Notfall kann es entschei-
dend sein, ob ein Anfahrtsweg 

fünf Minuten mehr oder 
weniger dauert.“





Pflegeheime – kostbar und kostspielig

Bei akutem Bedarf bleibt oft nur die Warteliste

Pflegeheimplätze sind ein kostbares Gut. Zum einen, 
weil sie so rar und gefragt sind. In Lüneburg sind 
beispielsweise alle stationären Pflegeeinrichtungen 
komplett belegt. Menschen, die einen Platz benöti-
gen, haben höchstens die Möglichkeit, sich auf eine 
Warteliste setzen zu lassen – auf unbestimmte Zeit. 
Im ländlichen Raum ist es sogar noch schwieriger 
einen stationären Platz zu finden. Die Pflegeheime 
liegen weit auseinander und bieten meist weniger 
Plätze als diejenigen in der Stadt. Kurzfristige Hil-
fe, weil der Pflegebedarf plötzlich entstanden ist? 
Fehlanzeige! Auch ausreichend Plätze in der Kurz-
zeit- und Verhinderungspflege, als notwendige Ent-
lastung für pflegende Angehörige, sind im ganzen 
Land in keiner einzigen Region zu finden.
Pflege ist aber auch ein Geschäft. Private Anbie-
ter*innen verdienen an Pflegeleistungen und ma-
chen zum Teil hohe Gewinne mit den Angeboten für 
die Menschen mit Pflegebedarf, die über die Pflege-
versicherung und die Eigenanteile der Bewohnerin-
nen und Bewohner gezahlt werden. In Niedersach-
sen sind überdurchschnittlich viele Pflegeheime in 
privater Hand. Knapp 70 Prozent werden von pri-
vaten Betreiber*innen getragen, der Bundesdurch-
schnitt beträgt nur etwa 52 Prozent. Im Gegensatz 
dazu werden in Niedersachsen nicht mal 30 Prozent 
der Pflegeheime von gemeinnützigen Trägern betrie-
ben, gerade mal zwei Prozent von den Kommunen. 
Und so ein Platz im Pflegeheim ist eine spürbare 
finanzielle Belastung für die Menschen mit Pflege-
bedarf und ihre Familien. Sie müssen die Kosten 
für die Pflege tragen, die Kosten für Unterkunft und 
Verpflegung, Investitionskosten und Ausbildungszu-

lagen. Die Pflegekasse zahlt lediglich für die Pflege-
kosten einen festgelegten Zuschuss, abhängig vom 
Pflegegrad. Dieser Zuschuss bleibt immer gleich, 
während alle anderen Kosten seit Jahren kontinuier-
lich steigen.
In Niedersachsen zahlt ein Mensch mit Pflegebedarf 
durchschnittlich einen sogenannten einrichtungs-
eigenen Eigenanteil von 376 Euro, hinzukommen 
durchschnittlich 564 Euro für Unterkunft und Ver-
pflegung und 489 Euro für Investitionskosten. Das 
macht einen monatlichen Betrag von 1.428 Euro. 
Zum Vergleich: Im Jahr 2017 lag die durchschnitt-
liche Rente einer Frau aus Niedersachsen bei 620 
Euro im Monat, Männer bekamen im Durchschnitt 
etwa 1.163 Euro. 
Pflege darf nicht arm machen. Das Geld, das für 
gute Pflege bestimmt ist, darf nicht die Konten der 
Betreiber füllen, sondern soll eine gute Versorgung 
gewährleisten – wohnortnah, erreichbar, teilhabe-
orientiert. Und Rente muss zum Leben reichen. Das 
gilt auch, wenn jemand Pflege braucht. Zuletzt hat 
DIE LINKE 2018 deshalb einen Antrag im Bundes-
tag eingebracht, um die Eigenanteile für die Betrof-
fenen sofort zu deckeln. Langfristig steht DIE LIN-
KE für eine Solidarische Mindestrente und für eine 
Solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung. 
Das bedeutet unter anderem eine Pflegevollversi-
cherung, also eine vollständige Kostenübernahme 
aller pflegebedingten Leistungen. 





Pflege? Voll versichert!

Wir kämpfen gemeinsam für ein faires System

Den Notstand in Gesundheit und Pflege zu beheben 
ist natürlich auch eine Kostenfrage. Allerdings ist 
das Geld dafür längst vorhanden. Es ist eine klare 
politische Entscheidung, das Gesundheitssystem 
derart defizitär mit Finanzen auszustatten. Und vor 
allem ist es eine politische Entscheidung, die Ein-
nahmenseite im Gesundheitssystem ohne Not zu 
beschneiden. Wie in anderen Sozialversicherungen 
und auch im Steuersystem gibt es eine Einkom-
mensgrenze, ab der Besserverdienende geschont 
werden, die Beitragsbemessungsgrenze. Menschen 
mit kleinen und mittleren Einkommen schultern 
deshalb relativ gesehen eine größere Last in diesem 
System. Das ist unfair. Die künstliche Zweiteilung 
der gesetzlichen und privaten Kranken- und Pflege-
versicherung tut ihr übriges. 
Dieses unsoziale System muss ein Ende haben! Wir 
brauchen eine Solidarische Gesundheits- und Pfle-
geversicherung, in die alle nach ihren finanziellen 
Möglichkeiten einzahlen. Eine von DIE LINKE in Auf-
trag gegebene Studie zeigt, dass dadurch der Bei-
tragssatz in der Krankenversicherung um rund ein 
Viertel auf unter 12 Prozent gesenkt werden könn-
te. 90 Prozent der Bevölkerung werden so entlastet, 
auf Arbeitseinkommen unter etwa 6.250 Euro brut-
to pro Monat sinkt der Beitrag. Und in der Pflegever-
sicherung gehört zu dieser Solidarität, dass die Pfle-
geversicherung endlich eine Vollversicherung wird, 
das bedeutet, dass alle pflegebedingten Leistungen 
übernommen werden.
Das würde die laufende Debatte über zu hohe Ei-
genanteile in der Pflege sofort beenden, da diese im 
Handstreich abgeschafft werden könnten. Das wäre 

eine spürbare und überfällige Entlastung für Men-
schen mit Pflegebedarf und ihre Angehörigen. Die 
zaghaften Versuche der SPD, über eine Deckelung 
der Eigenanteile zumindest den Anschein sozialen 
Gewissens zu wahren, reichen bei weitem nicht aus.
Hier in Niedersachsen kommt hinzu, dass das So-
zialministerium unter Carola Reimann (SPD) im Jahr 
2018 lieber die Pflegefachkräfte mit der Zwangsmit-
gliedschaft in einer Pflegeberufekammer gegängelt 
hat, statt die Arbeitsbedingungen nachhaltig zu ver-
bessern. Solch eine Berufekammer bindet allerdings 
nur Ressourcen und gaukelt den Beschäftigten eine 
Mitbestimmung vor, die das Gremium schon qua 
Auftrag nicht einhalten kann. Es ist richtig und not-
wendig, dass viele Pflegekräfte seit Beginn dagegen 
protestieren, sich vernetzen und ihren Widerstand 
auch lautstark auf die Straße tragen. Pflegefach-
kräfte sind Expertinnen und Experten in unserem 
Gesundheitssystem und lassen sich nicht so leicht 
hinters Licht führen.
Und auch für DIE LINKE ist klar: Wir brauchen einen 
Systemwechsel in Pflege und Gesundheit. Das kön-
nen wir nur gemeinsam anpacken. Und noch eines 
ist klar: Das Geld ist da. Lassen Sie uns gemeinsam 
dafür kämpfen, dass es auch bei den Menschen an-
kommt, die es dringend brauchen. Eine hochwertige 
Gesundheitsversorgung für alle ist finanzierbar. So 
sieht ein faires System aus!
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